
Sélection d'article sur la
politique suisse

Requête 11.04.2024

Thème Sans restriction
Mot-clés Réserves de l'assurance-maladie
Acteurs Gapany, Johanna (plr/fdp, FR) SR/CE, Baume-Schneider, Elisabeth

(ps/sp, JU) SR/CE, Maury Pasquier, Liliane (sp/ps, GE) SR/CE
Type de
processus Sans restriction
Date 01.01.1965 - 01.01.2022

01.01.65 - 01.01.22ANNÉE POLITIQUE SUISSE — SÉLECTION D'ARTICLES SUR LA POLITIQUE SUISSE



Imprimer

Éditeur

Année Politique Suisse
Institut für Politikwissenschaft
Universität Bern
Fabrikstrasse 8
CH-3012 Bern
www.anneepolitique.swiss

Contributions de

Heidelberger, Anja
Meyer, Luzius
Rohrer, Linda
Schnyder, Sébastien

Citations préféré

Heidelberger, Anja; Meyer, Luzius; Rohrer, Linda; Schnyder, Sébastien 2024. Sélection
d'article sur la politique suisse: Réserves de l'assurance-maladie, 2008 - 2018. Bern:
Année Politique Suisse, Institut de science politique, Université de Berne.
www.anneepolitique.swiss, téléchargé le 11.04.2024.

01.01.65 - 01.01.22ANNÉE POLITIQUE SUISSE — SÉLECTION D'ARTICLES SUR LA POLITIQUE SUISSE

http://www.anneepolitique.swiss


Sommaire

1Chronique générale
1Politique sociale
1Assurances sociales

1Assurance-maladie

01.01.65 - 01.01.22 IANNÉE POLITIQUE SUISSE — SÉLECTION D'ARTICLES SUR LA POLITIQUE SUISSE



Abréviations
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Chronique générale

Politique sociale

Assurances sociales

Assurance-maladie

Ebenfalls erfolglos blieb eine Motion Maury Pasquier (sp, GE), welche forderte, dass in
der Krankenversicherung die nötige Transparenz bei der Rechnungslegung und eine
wirtschaftlich angemessene Entwicklung der Reserven der einzelnen Versicherer
gewährleistet sein müssen. Der Bundesrat soll dabei prüfen, ob es zweckmässig wäre,
die kantonalen und regionalen Reserven bei der Prämienberechnung zu
berücksichtigen und eine Obergrenze für die Reserven einzuführen. Der Bundesrat
arbeitete zwar an einem Vorprojekt, das die Rechnungsauslegung mit einem Wechsel
vom Vorsichtsprinzip zum Marktwert verändern möchte, er lehnte die Annahme der
Motion aber dennoch ab. Dem folgte nach einer kurzen Diskussion auch der Ständerat
mit 9 zu 19 Stimmen. 1

MOTION
DATE: 18.12.2008
LINDA ROHRER

Auch die kleine Kammer nahm eine Motion Maury Pasquier (sp, GE) an, welche die
Verringerung übermässiger Reserven in der obligatorischen Krankenversicherung
forderte. Dies soll erreicht werden, indem das Krankenversicherungsgesetz so zu
ergänzen sei, dass das BAG Mindest- und Höchstreservesätze festsetzen kann und zwar
entsprechend den verschiedenen Arten von Risiken. 2

MOTION
DATE: 15.12.2010
LUZIUS MEYER

Le Conseil national a adopté une motion Maury Pasquier (ps, GE) acceptée par le
Conseil des Etats l’année précédente chargeant le Conseil fédéral de modifier la LAMal
afin de permettre à l’OFSP de fixer des taux minimaux et maximaux de réserve en
fonction de critères de risque que le gouvernement doit déterminer. 3

MOTION
DATE: 12.09.2011
SÉBASTIEN SCHNYDER

Eine gerechte Verwaltung der KVG-Reserven strebte der Kanton Genf im April 2017 mit
einer Standesinitiative an, die zuvor im Grossen Rat einstimmig angenommen worden
war. Demnach sollte der Anteil Reserven einer versicherten Person bei einem
Krankenkassenwechsel an die neue Krankenkasse überwiesen und zusätzlich zum
gesetzlichen Minimal- auch ein Maximalbetrag bei den Reserven definiert werden. Der
Kanton Genf kritisierte insbesondere, dass bei der Prämienberechnung die Kosten
eines Kantons berücksichtigt würden, bei den Reserven jedoch nicht. Dies erlaube es
den Krankenkassen, „die überschüssigen Reserven gewisser Kantone zum Ausgleich der
fehlenden Reserven in anderen Kantonen zu nutzen.“ Die Debatte zum Anstieg der
Krankenkassenprämien war zu dem Zeitpunkt im Kanton Genf besonders virulent, da
der Kanton schweizweit die zweithöchsten Prämien aufwies (nach Basel-Stadt) und
diese fürs Jahr 2017 erneut um 5.7 Prozent angestiegen waren. Bereits im September
2016 hatte der Genfer Regierungsrat Mauro Poggia erklärt, dass das BAG hätte
überprüfen sollen, ob die Prämien für die Solvenzsicherung der Kassen ausreichen
würden. Stattdessen habe es einen stärkeren Prämienanstieg veranlasst, als von den
Krankenkassen gefordert worden war. Die Genfer seien aber nicht dafür verantwortlich,
dass die Reserven der Krankenkassen geschmolzen sind, da ihre Prämien – zusammen
mit denjenigen von acht anderen Kantonen – zwischen 1996 und 2013 stärker
angestiegen seien als ihre Kosten. Die Standesinitiative sollte somit dazu dienen, diesen
gemäss Poggia ungerechtfertigt grossen Anteil, den die Genfer an die Reservenbildung
zahlen müssen, zukünftig zu reduzieren. 

Die SGK-SR verwies in ihrem Kommissionsbericht auf frühere, ähnliche Vorschläge (z.B.
Mo. 08.3737, Kt.Iv. 09.320, BRG 12.026) sowie auf die unterschiedlichen Logiken von
Prämien und Reserven: Der Sinn von Reserven sei es, die Zahlungsfähigkeit eines
Krankenversicherers insgesamt aufrechtzuerhalten, während die Prämien die kantonal
unterschiedlichen Kosten decken müssten. Zudem bestehe kein persönliches
Deckungskapital, das bei einem Krankenkassenwechsel mitgenommen werden könnte.
Um es zu erstellen, müssten die Krankenkassen eine aufwändige und komplexe
individuelle Kontoführung einrichten. Dieser Systemwechsel würde aber neue Probleme
bezüglich der Risikoselektion schaffen, da insbesondere gute Risiken die Kassen
wechselten. Gemäss SGK-SR reiche die Bemächtigung des BAG aus, Prämien nicht zu

INITIATIVE D’UN CANTON
DATE: 06.03.2018
ANJA HEIDELBERGER
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genehmigen, die „unangemessen hoch über den Kosten liegen oder zu übermässigen
Reserven führen“. Folglich lehnte sie die Standesinitiative mit 9 zu 0 Stimmen ab. Diese
Position verdeutlichte Alex Kuprecht (svp, SZ) auch in der Ständeratsdebatte. Liliane
Maury Pasquier (sp, GE) beschrieb jedoch noch einmal die Problematik aus Genfer
Sicht: Es könne nicht sein, dass einige Krankenversicherer mehr als dreimal so hohe
Reserven aufwiesen, als zur Wahrung der finanziellen Sicherheit notwendig wären,
wenn gleichzeitig in einigen Kantonen der Prämienanstieg deutlich grösser sei als der
Anstieg der Gesundheitskosten. Da sie jedoch nicht an der Kommissionssitzung habe
teilnehmen können und der Vorstoss kaum Unterstützung in der Kommission erfahren
habe, verzichte sie auf einen Antrag auf Folge geben. Die kleine Kammer folgte der
Standesinitiative entsprechend nicht. 4

1) AB SR, 2008, S. 1052 ff.
2) AB SR, 2010, S. 1293
3) BO CN, 2011, p. 1319 ss.
4) AB SR, 2018, S. 126 f.; Kommissionsbericht der SGK-SR vom 15.1.18; TG, 26.9.15; TG, 27.9.16
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